Bayerisches Ministerialblatt

BayMBI. 2022 Nr. 415 20. Juli 2022

Aussetzung des Verbots der Nutzung elektronischer Gerate
zur Kommunikation ohne Freisprecheinrichtung (Funkgerate)
nach § 23 Abs. 1a der StraBenverkehrs-Ordnung im Freistaat Bayern

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

vom 4. Juli 2022, Az. C4-3612-14-59

Das Bayerische Staatsministerium des Innern, fiir Sport und Integration erlasst auf der Grundlage von § 46
Abs. 2 Satz 1 der StraRenverkehrs-Ordnung (StVO) in Verbindung mit Art. 2 Satz 1 Nr. 4, Art. 5 Satz 1 des
Gesetzes Uber Zustandigkeiten im Verkehrswesen (ZustGVerk) folgende

Allgemeinverfiigung

1.  Den Fihrern von Kraftfahrzeugen ist es abweichend von § 23 Abs. 1a StVO fir alle Verkehrsarten
gestattet, im Rahmen der mit dieser Allgemeinverfligung verbundenen Nebenbestimmungen zu
dienstlichen bzw. betrieblichen Zwecken eingesetzte Funkgerate zur Benutzung aufzunehmen und zu
halten und damit zu kommunizieren.

2. Die Ausnahmegenehmigung gilt fiir das Gebiet des Freistaates Bayern.

3. Diese Allgemeinverfiigung ist nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO sofort vollziehbar.

4. Diese Allgemeinverfligung wird sofort wirksam und ist bis zum 30. Juni 2025 befristet.

5. Diese Allgemeinverfigung kann mit Wirkung fir die Zukunft widerrufen werden. Dies gilt insbesondere,

wenn die vom Bund angekindigte gesetzliche Regelung in Bezug auf die Nutzung von Funkgeraten
erlassen wird oder eine ausreichende Marktlésung vorhanden ist.

Nebenbestimmungen

1. Von der Ausnahmegenehmigung darf mit Riicksicht auf die Verkehrssicherheit nur fir solche
Kommunikation Gebrauch gemacht werden, die dem dienstlichen bzw. betrieblichen Zweck des
betreffenden Fahrzeugs oder der betreffenden Fahrzeuge unmittelbar dient und die mit Blick auf die
Ordnung und Sicherheit des 6ffentlichen Stralenverkehrs keinen zeitlichen Aufschub zulasst.

2. Esist zu gewahrleisten, dass die Ausnahmegenehmigung nur unter geblhrender Bericksichtigung der

offentlichen Sicherheit oder Ordnung, insbesondere der jeweiligen Verkehrslage, den Stral3en-,
Verkehrs-, Sicht- und Wetterverhaltnissen, in Anspruch genommen wird.

Begriindung
L
Nach § 23 Abs. 1a StVO darf, wer ein Fahrzeug fiihrt, ein elektronisches Gerat, das der Kommunikation,

Information oder Organisation dient oder zu dienen bestimmt ist, nur benutzen, wenn hierfiir das Gerat
weder aufgenommen noch gehalten wird und entweder nur eine Sprachsteuerung und Vorlesefunktion
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genutzt wird oder zur Bedienung und Nutzung des Gerates nur eine kurze, den Strallen-, Verkehrs-,
Sicht- und Wetterverhaltnissen angepasste Blickzuwendung zum Gerat bei gleichzeitig entsprechender
Blickabwendung vom Verkehrsgeschehen erfolgt oder erforderlich ist. Unter das damit einhergehende
Verbot der Benutzung aller Uibrigen elektronischen Gerate fallen auch betrieblich verwendete Funkgerate,
beispielsweise im Verkehr mit Taxen, bei der Ausbildung von Fahrschulern oder bei der Begleitung von
Groliraum- und Schwertransporten.

Fur die insoweit verbotene, letztlich aber der Verkehrssicherheit dienende Nutzung von Funkgeraten

sah § 52 Abs. 4 StVO eine Ubergangsfrist vor, die zuletzt bis zum 30. Juni 2021 verlangert worden ist.
Hintergrund dieser Ubergangsfrist war die Feststellung, dass noch kein den vorgegebenen Anforderungen
genigendes Angebot von Freisprecheinrichtungen fir Funkgerate auf dem Markt vorhanden war.

Nachdem auch nach Ablauf dieser gesetzlichen Ubergangsfrist noch kein ausreichendes Angebot auf
dem Markt vorhanden war, hat das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr (BMDV, damals

noch Bundesministerium fir Verkehr und digitale Infrastruktur) als Verordnungsgeber erklart, dass es
beabsichtige, im Rahmen der nachsten, voraussichtlich fiir das Jahr 2022 vorgesehenen StVO-Novelle,
Funkgerate vom Verbot des § 23 Abs. 1a StVO auszunehmen. Weiter bat das BMDV die Lander
zwischenzeitlich von einer Kontrolle des Verbots nach § 23 Abs. 1a StVO in Bezug auf die Nutzung
von Funkgeraten fir alle Verkehrsarten abzusehen und wies auf die Moglichkeit der Erteilung von
Ausnahmegenehmigungen hin.

Die urspriinglich fiir das Jahr 2022 avisierte StVO-Novelle ist bislang nicht erfolgt. Das Angebot von
Freisprecheinrichtungen flr betrieblich verwendete Funkgerate ist auf dem Markt — unter anderem bedingt
durch die SARS-CoV-2-Pandemie — auch tGber den 30. Juni 2022 hinaus weiterhin unzureichend. Eine
Besserung ist vorerst auch nicht zu erwarten. Daher hat das BMDV nunmehr darum gebeten, bereits
gewahrte Ausnahmegenehmigungen zu verlangern bzw. von einer Kontrolle des Verbots des § 23 Abs. 1a
StVO im Zusammenhang mit der Benutzung von Funkgeraten weiterhin abzusehen. Das BMDV als
Verordnungsgeber mdchte in der Zwischenzeit die beabsichtigte Anderung der Stralenverkehrs-Ordnung
einer erneuten Priifung unterziehen und die weitere Marktentwicklung abwarten.

Der Bitte des BMDV folgend wird im Interesse einer klaren und inhaltlich bestimmten und damit fiir alle
nachvollziehbaren Regelung das Instrument der Ausnahmegenehmigung in Form der Allgemeinverfligung
gewahlt.

Eine Ausnahme von der Vorschrift des § 23 Abs. 1a StVO wird ausschlieBlich fir die Benutzung von
Funkgeraten zur Kommunikation vorgesehen. Das Verbot des § 23 Abs. 1a StVO, elektronische Gerate,
die der Information oder Organisation dienen oder zu dienen bestimmt sind, zu benutzen, wenn hierfir das
Gerat aufgenommen oder gehalten wird, bleibt unberihrt. Damit wird dem vorrangigen Zweck von betrieblich
eingesetzten Funkgeraten zur Kommunikation und zur Sicherstellung des unabdingbaren Kerns der
betrieblichen Dienstleistungen Rechnung getragen.

Die Benutzung von Funkgeraten wird damit nur fir die Kommunikation erlaubt, die dem betrieblichen bzw.
dienstlichen Zweck des betreffenden Fahrzeugs oder der betreffenden Fahrzeuge unmittelbar dient und die
mit Blick auf die Ordnung und Sicherheit des 6ffentlichen Stralkenverkehrs keinen zeitlichen Aufschub
zulasst.

Diese beschrankte Ausnahme von der Vorschrift des § 23 Abs. 1a StVO ist aus Griinden der
Verkehrssicherheit erforderlich und angemessen. Die besonderen Umstande, vor allem die Organisation
betrieblicher Ablaufe von Dienstleistungen, welche auch im 6ffentlichen Interesse liegen, machen es vor
dem Hintergrund des weiterhin unzureichenden Angebots von Freisprecheinrichtungen fiir Funkgerate auf
dem Markt erforderlich, die Zeit bis zu einer Entscheidung durch den Verordnungsgeber zu Gberbriicken.
Dies ist trotz der bisher gesetzlich eingeraumten Ubergangsfristen auch dringlich, um die Dienstleistungen
aufrechterhalten zu kénnen.

Ein Ausweichen beispielsweise auf Mobilfunk kommt aufgrund der hierdurch nicht ohne Weiteres gegebenen
Méglichkeit von Konferenzschaltungen und einer nicht flachendeckend sichergestellten hinreichenden
Netzabdeckung nicht in allen erforderlichen Fallen in Betracht.

Das Interesse der Allgemeinheit an der Funktionsfahigkeit betrieblich erforderlicher Kommunikation
zwischen Kraftfahrzeugfiihrern untereinander bzw. mit staatlichen Stellen, wie des Flhrers eines privaten
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Begleitfahrzeugs fiir den Grofsraum- und Schwerverkehr mit der Polizei, die der Verkehrssicherheit dient,
Uberwiegt hier in den aufgefiihrten Fallen das Interesse am Vollzug der Vorschrift des § 23 Abs. 1a StVO.

Die Allgemeinverfiigung stellt eine Ubergangsregelung dar. Das BMDV als Verordnungsgeber wird die
urspriinglich beabsichtigte Anderung rechtlich priifen und die weitere Marktentwicklung abwarten. Ein
zeitlicher Horizont kann derzeit nicht skizziert werden, weshalb diese Allgemeinverfligung auf drei Jahre, bis
30. Juni 2025, befristet ist. Der Widerruf wird vorbehalten, vor allem, um auf weitere Entwicklungen reagieren
zu kénnen. Dies gilt insbesondere flr den Fall, dass die vom Bund urspriinglich angekiindigte gesetzliche
Regelung erlassen wird oder eine ausreichende Marktldsung vorhanden ist.

Das dargestellte Ziel der Allgemeinverfiigung, insbesondere die dienstliche bzw. betriebliche Kommunikation
mit Funkgeraten weiterhin sicherzustellen, liegt im &ffentlichen Interesse. Ebenso ist die Anordnung der
sofortigen Vollziehbarkeit im 6ffentlichen Interesse erforderlich. Denn damit wird, unter Wahrung der
Sicherheit und Ordnung, insbesondere der Betrieb von Taxenverkehr, die Ausbildung von Fahrschdlern,

vor allem der Motorradklassen, und die Durchfiihrung von Gro3raum- und Schwertransporten sichergestellt.

Das Wirksamwerden wird nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit Art. 43 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG
bestimmt. Die Befristung und die Nebenbestimmungen stlitzen sich auf Art. 36 BayVwV{G in Verbindung
mit § 23 Abs. 1a StVO.

Hinweise

— Alle weiteren Vorschriften der Strallenverkehrs-Ordnung sowie die einschlagigen Bestimmungen der
StraBenverkehrs-Zulassungs-Ordnung sind einzuhalten. Dies betrifft insbesondere das unverandert
geltende Verbot des § 23 Abs. 1a StVO, elektronische Gerate, die der Information oder Organisation
dienen oder zu dienen bestimmt sind, zu benutzen, wenn hierfir das Gerat aufgenommen oder gehalten
wird.

— Weisungen der zustandigen Strallenverkehrsbehdrden sowie der Polizei ist nachzukommen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfigung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage beim ortlich
zustandigen Verwaltungsgericht schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle
dieses Gerichts oder elektronisch in einer flr den Schrififormersatz zugelassenen Form erhoben werden.

Ortlich zustéandig ist das Verwaltungsgericht, in dessen Bezirk der Klager seinen Sitz oder Wohnsitz hat:

— Regierungsbezirk Oberbayern:
Verwaltungsgericht Minchen in 80335 Miinchen, Bayerstralte 30,

— Regierungsbezirke Niederbayern und Oberpfalz:
Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg, Haidplatz 1,

— Regierungsbezirk Oberfranken:
Verwaltungsgericht Bayreuth in 95444 Bayreuth, Friedrichstralie 16,

— Regierungsbezirk Mittelfranken:
Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 Ansbach, Promenade 24-28,

— Regierungsbezirk Unterfranken:
Verwaltungsgericht Wiirzburg in 97082 Wiirzburg, BurkarderstralRe 26,

— Regierungsbezirk Schwaben:
Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4.

Fur Klager ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist das Verwaltungsgericht Miinchen in
80335 Munchen, Bayerstrafde 30, ortlich zustandig.

Die Klage muss den Klager, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens
bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienenden Tatsachen und
Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Allgemeinverfiigung soll in Abschrift beigefiigt werden.
Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fiir die ibrigen Beteiligten beigefligt werden.
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen Verwaltungsakte des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration ist ein
Widerspruchsverfahren nicht vorgesehen. Durch die Einlegung eines Widerspruchs wird die Klagefrist
nicht gewahrt.

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine
rechtlichen Wirkungen.

Nahere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der
Internetprasenz der bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

Kraft Bundesrecht wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung
eine Verfahrensgebduhr fallig.

Karl Michael Scheufele
Ministerialdirektor

Impressum

Herausgeber:

Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-StrauR-Ring 1, 80539 Miinchen

Postanschrift: Postfach 220011, 80535 Miinchen

Telefon: +49 (0)89 2165-0, E-Mail: direkt@bayern.de

Technische Umsetzung:

Bayerische Staatsbibliothek, LudwigstralRe 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12, 86899 Landsberg am Lech

Telefon: +49 (0)8191 126-725, Telefax: +49 (0)8191 126-855, E-Mail: druckerei.betrieb@jva-ll.bayern.de

ISSN 2627-3411

Erscheinungshinweis / Bezugsbedingungen:

Das Bayerische Ministerialblatt (BayMBI.) erscheint nach Bedarf, regelmaRiger Tag der Veréffentlichung ist Mittwoch. Es wird im Internet auf der
Verkiindungsplattform Bayern www.verkuendung.bayern.de veréffentlicht. Das dort eingestellte elektronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete
Fassung. Die Verkindungsplattform Bayern ist fir jedermann kostenfrei verfiigbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Nédhere Angaben zu den
Bezugsbedingungen kénnen der Verkiindungsplattform Bayern entnommen werden.

Seite 4 von 4


http://www.vgh.bayern.de/

	Aussetzung des Verbots der Nutzung elektronischer Geräte zur Kommunikation ohne Freisprecheinrichtung (Funkgeräte) nach § 23 Abs. 1a der Straßenverkehrs-Ordnung im Freistaat Bayern 
	Allgemeinverfügung 
	1. 
	2. 
	3. 
	4. 
	5. 

	Nebenbestimmungen 
	1. 
	2. 

	Begründung 
	I. 
	II. 

	Hinweise 
	Rechtsbehelfsbelehrung 

	Impressum 



